Politischer Aschermittwoch 2008
SPD-Kreisverband Olpe

in Attendorn

Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Genossinnen und Genossen,

2008 ist ein frühes Jahr. Wir schreiben heute erst den 06. Februar - und schon ist die '5. Jahreszeit' passé. Schön, dass sich auch diesmal wieder so viele beim 'Politischen Aschermittwoch' unseres SPD-Kreisverbands eingefunden haben. Gut finde ich auch die Idee, diese inzwischen traditionelle Veranstaltung einmal nicht im 'Wendschen', sondern hier in Attendorn stattfinden zu lassen. Ich heiße Euch also alle herzlich willkommen.
Wie heißt es so schön: 'Am Aschermittwoch ist alles vorbei.' Dies gilt vor allem auch für die Schonfrist, die Jürgen Rüttgers und seine Regierungsmannschaft in Düsseldorf in den letzten Wochen - die Advents- und Weihnachtszeit eingeschlossen - genossen haben. Jetzt wird wieder mit harten Bandagen gekämpft !
Schon Mitte Januar wurden viele Jüngere unter uns jäh aus dem Schlaf gerissen. Am Zeugnistag gab's nämlich erstmals wieder sogenannte Kopfzensuren. Denn unsere Schulministerin ist nun mal davon überzeugt, dass sich das Arbeits- und Sozialverhalten von Schülern am besten in Noten messen lässt. Mein Kommentar dazu: Das ist pädagogischer Schwachsinn! Und das sehen auch die meisten Experten so. Skandalös ist vor allem auch der regierungsamtlich angeordnete Unterrichtsausfall, so dass die Lehrerinnen und Lehrer den gigantischen Notenspuk überhaupt bewältigen konnten …
Die Wiedereinführung von Kopfnoten ist ganz und gar symptomatisch für die Schul- und Bildungspolitik der Regierung Rüttgers. Diese Politik ist nicht zukunftsorientiert, sondern der Marsch geht zurück in die 50'er und 60'er Jahre. Wer weiß, was da alles noch in Vorbereitung ist. Vielleicht wird ja bald die körperliche Züchtigung als Schulstrafe wieder eingeführt. Angelehnt an die harte und autoritäre Linie des - vom Wähler abgestraften - hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch (CDU) in Sachen Bekämpfung der Jugend- und Kinderkriminalität. Jedenfalls würde der Rohrstock gut zu den Kopfzensuren passen, oder etwa nicht?

Nur gegen eines wehren sich Rüttgers und seine Schulministerin mit Nachdruck: Gegen längere gemeinsame Unterrichtszeiten unserer Kinder über das 4. Grundschuljahr hinaus. Obwohl alle internationalen Bildungsstudien darauf hindeuten, dass die hierzulande übliche Selektion der Schülerinnen und Schüler bereits im Alter von neun bis zehn Jahren alles andere als zielführend ist, tragen Rüttgers und Co. das tradierte dreigliedrige Schulsystem weiterhin wie eine Monstranz vor sich her. Verschlimmert wird das ganze noch durch die inzwischen wieder verbindlichen Grundschulempfehlungen. Mit Verlaub gesagt, diese Schulpolitik der CDU-geführten Landesregierung ist durch ideologische Scheuklappen geprägt. Es wird also - wider besseres Wissen - das Falsche zur Staatsdoktrin erklärt.
Lasst mich noch ein wenig bei den Kindern bleiben. Stichwort: Kinderbildungsgesetz (Kibiz). Bei Licht betrachtet ist dieses inzwischen verabschiedete Regelwerk ein Spargesetz. Finanzminister Linssen hat offen zugegeben, dass ihm das neue Gesetz "finanzielle Spielräume" eröffnen. Mit anderen Worten: Hier soll der Haushalt auf Kosten der Kinder saniert werden. 'Kibiz' ist Mumpitz. Durch dieses Gesetz wird sich die Qualität in den Kindertageseinrichtungen deutlich verschlechtern. Träger, Erzieherinnen und Erzieher wie auch die betroffenen Eltern sind bereits deutlich verunsichert, wie ich aus zahlreichen Gesprächen weiß.

'Mumpitz' veranstaltet die Regierung Rüttgers aber auch auf vielen anderen Gebieten. Weitere 'Kostproben' sind etwa die vom Landtag mittlerweile verabschiedeten Änderungen der Gemeindeordnung und des Kommunalwahlgesetzes.

Dazu gehört insbesondere die von Schwarz-Gelb beschlossene Beschränkung der wirtschaftlichen Betätigung kommunaler Unternehmen (§ 107 GO). Die daraus resultierende Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen wird den Bürgerinnen und Bürgern über höhere Gebühren teuer zu stehen kommen und zu schlechterem Service führen.

Auch die Abkopplung der Wahlen der Bürgermeister und Landräte von der Wahl der Räte und Kreistage ist ein gravierender Fehler. Die Folge sind noch mehr Wahltermine - und damit noch geringere Wahlbeteiligungen. Einmalig in ganz Deutschland ist die Abschaffung der Stichwahl bei Bürgermeistern und Landräten. In keinem anderen Bundesland gibt es eine solche Beschneidung demokratischer Rechte.

Jetzt noch mal zu unserem Ministerpräsidenten. Die Katastrophe bei NOKIA in Bochum gibt ihm mal wieder Gelegenheit, seine Lieblingsrolle zu spielen, nämlich die des selbsternannten 'Arbeiterführers'. Natürlich ist ihm im Interesse der Beschäftigten zu wünschen, dass er hier noch irgendwas rettet, wenngleich die Hoffnungen gering sind. Aber ein wirklicher 'Arbeiterführer' ist Rüttgers nun wahrlich nicht. Die Menschen wissen inzwischen, dass er zumeist nicht die Interessen der Beschäftigten in NRW vertritt. Rüttgers steht vielmehr für den konsequenten Abbau von Arbeitnehmerrechten.

Bestes Beispiel ist die ersatzlose Streichung des Tariftreuegesetzes. In NRW können jetzt also auch solche Unternehmen öffentliche Aufträge erhalten, die sich nicht an tarifliche Vereinbarungen halten.

Weiter steht der 'Arbeiterführer' Rüttgers für eine massive Beschneidung der Mitbestimmung im öffentlichen Dienst. Viele Mitbestimmungstatbestände sind gestrichen und die Arbeitsmöglichkeiten der Personalräte massiv eingeschränkt worden. Sechs CDU-Abgeordnete gaben persönliche Erklärungen gegen die Änderungen des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG) ab, weil sie diese mit ihrem Gewissen nicht vereinbaren konnten. Mit anderen Worten: Rüttgers und Co. machen klassische Klientelpolitik - aber nicht für, sondern gegen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer!

Ich könnte jetzt noch auf das gestörte Verhältnis von Jürgen Rüttgers zu Mindestlöhnen eingehen, erspare mir dies jedoch, weil Willi ja gleich umfassend über dieses wichtige Thema referieren wird.

Liebe Freunde, lasst mich abschließend noch einen Blick in die politische Zukunft werfen. Ich deutete es bereits an: Der hessische Wähler hat die CDU deutlich abgestraft. Und das, obwohl die Umfragen der SPD noch Ende des vergangenen Jahres keine Chance gaben. Nunmehr ist die Situation im Wiesbadener Landtag so, dass bei der Regierungsbildung an der SPD kein Weg vorbeiführen dürfte. Es sei denn, die Grünen stellen sich Koch in einer sogenannten 'Jameica-Koalition' als Mehrheitsbeschaffer zur Verfügung. Dieses Szenario halte ich aber für eher unwahrscheinlich. Die Grünen würden ihre Identität verspielen, es würde in dieser Partei zu heftigen Zerreißproben kommen …
Was lernen wir aus dem hessischen Wahlergebnis? Dass die SPD, wenn sie geschlossen auftritt und die richtigen Themen besetzt, durchaus wieder punkten kann. Und das ist gut. Das lässt mich auch für Nordrhein-Westfalen hoffen. Jürgen Rüttgers ist zwar - anders als Koch - nicht so der Typ 'Pinocchio', aber er ist alles andere als ein starker und gradliniger Ministerpräsident. D.h. auch er müsste zu stellen sein. Und genau daran wollen wir - die SPD-Landtagsfraktion Nordrhein-Westfalen - mit Hannelore Kraft an der Spitze weiter beharrlich arbeiten. Übrigens: Der Name 'Kraft' dürfte im Wahlkampf nicht auch nur annähernd so viel Angriffsfläche bieten wie 'Ypsylanti' - aber das nur am Rande. Andrea Ypsylanti hat ihre Sache wirkich gut gemacht und Maßstäbe für uns alle gesetzt.
Ich denke, das was ich hier gesagt habe, sprengt schon wieder den Rahmen eines gewöhnlichen Grußworts. Deshalb mache ich jetzt einen Punkt und übergebe an Willi Brase (?).
Glück Auf !
